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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist von der Johann Wolfgang Goethe Universität 
Frankfurt/Main im Sommersemester 1993 als Dissertation angenommen wor-
den. Für die Veröffentlichung wurde sie aktualisiert. Rechtsprechung und 
Literatur konnten bis August 1993 weitgehend berUcksichtigt werden. Im 4. 
Kapitel konnte dem lokrafttreten des Maastrichter Vertrages über die Euro-
päische Union zum 1. November 1993 noch Rechnung getragen werden. Stand 
der EG-Rechtsetzung im Luftreinhaltebereich und der deutschen Umsetzungs-
vorschriften ist allerdings der 31.12.1992. Die seitdem ergangenen wichtigsten 
Rechtsakte sind die Richtlinie 93/12 vom 23.3.1993 über den Schwefelgehalt 
bestimmter flüssiger Brennstoffe (ABI. L 74/1993, 81), die Richtlinie 93/59 
vom 28.6.1993 zur Änderung der Richtlinie 70/220 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verun-
reinigung der Luft durch Emissionen von Kraftfahrzeugen (ABI. L 186/1993, 
21) sowie die 22. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes vom 26.10.1993 (Verordnung über Immissionswerte, BGBI. I, 1819). 

Meinen beiden Doktorvätern, Herrn Prof. Dr. Manfred Zu/eeg, Frankfurt und 
Luxemburg, und Herrn Prof. Dr. Dieter H. Scheuing, Würzburg, danke ich ganz 
herzlich fiir vielfältige Anregungen und die gewährte Unterstützung. Dank 
sagen möchte ich auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Lehrstuhls 
fiir deutsches und ausländisches öffentliches Recht, Völkerrecht und Europa-
recht an der Universität Würzburg, an dem ich von November 1987 bis März 
1993 als Akademische Rätin a.Z. tätig war. Der "gute Geist" des Lehrstuhls, 
Frau Jrene Stöcke/, und das angenehme Arbeitsklima am Lehrstuhl haben maß-
geblich zum Erfolg der Arbeit beigetragen. Meinen Würzburger Kollegen 
Gesten Bai/er, U/rich Becker und Siegfried Breier danke ich fiir ihre Geduld bei 
endlosen, aber stets hilfreichen Diskussionen. Peter Lutz-Hanke sei herzlich fiir 
sein gewissenhaftes Korrekturlesen gedankt. 

Mein Dank gebührt auch Herrn Prof. Dr. Siegfried Magiera und Herrn Prof. 
Dr. Det/ef Merlen fiir die Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe sowie dem 
Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit fiir die Ge-
währung eines Druckkostenzuschusses. 

Bonn, April 1994 Jutta Jahns-Böhm 
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/. Kapitel 

Einleitung 

I. Problemstellung 

Erfolgreiche Umweltpolitik muß (auch) grenzüberschreitende Umwelt-
politik sein. Insbesondere angesichts der bekannten grenzüberschreitenden 
Umweltbelastungen durch die Verschmutzungen der Luft und des Wassers ist 
dies heute nur mehr eine Binsenweisheit; sie kann dennoch nicht oft genug 
wiederholt werden. Die Europäische Gemeinschaft hatte bereits Anfang der 
siebziger Jahre die Notwendigkeit eines EG-weiten Umweltschutzes erkannt. 
Sie hat seitdem zahlreiche Vorschriften für die verschiedensten Bereiche 
erlassen, vom Schutz des Wassers, des Bodens und der Luft bis hin zum 
Vogelschutz.' Nicht umsonst ist die EG-Umweltpolitik in den vergangenen 
Jahren immer stärker zu einem beherrschenden Thema in der Gemeinschaft 
selbst und in den einzelnen Mitgliedstaaten geworden. Bestes Beispiel dafür 
war das Jahr 1987, das zum europäischen Jahr der Umwelt ausgerufen 
wurde.2 

Die Einschätzungen der Effizienz der gemeinschaftlichen Umweltpolitik 
waren und sind aber bei weitem nicht immer positiv. So hat beispielsweise 
der Streit um die Einführung des Katalysatorwagens schon 19833 in der 
Bundesrepublik die Frage aufgeworfen, ob eine eigenständige nationale 
Rechtsetzung nicht doch Vorteile gegenüber einer durchweg kompromiß-
haften EG-Regelung hätte. Konflikte zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
bei der Festsetzung von Umweltstandards auf EG-Ebene hatte es schon 

1 Vgl. dazu die Übersicht im Fundstellennachweis des geltenden Gemeinschaftsrechts, Band 
I, Stand: 1.6.1992, 19. Auflage, Kapitell5.10. 

2 Vgl. Entschließung des Rates vom 6. März 1986 über ein Aktionsprogramm für das 
Europäische Umweltjahr (1987), ABI. C 63/1986, I. 

3 Vgl. dazu die Ausführungen bei Glatz, Die Verträglichkeit nationaler umweltpolitischer 
Initiativen mit dem EWG-Vertrag: Das Beispiel der PKW-Schadstoffbegrenzung, in: Schwarze/ 
Bieber (Hrsg.), Das europäische Wirtschaftsrecht vor den Herausforderungen der Zukunft, 1985, 
161; Ress, Luftreinhaltung als Problem des Verhältnisses zwischen europäischem Gemeinschafts-
recht und nationalem Recht, Überlegungen zu einem "Alleingang" der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der EinfUhrung des Katalysatorautos und des bleifreien Benzins, in: Einhundertfünfzig 
Jahre Landgericht Saarbrücken, 1985, 355. 

2 Jahns·Böhrn 
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immer gegeben; den einen waren die Regelungen nicht fortschrittlich genug, 
den anderen zu streng. Die für EG-Umweltschutzvorschriften bis zum Inkraft-
treten der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) am I. 7.19874 am häufig-
sten herangezogenen Rechtsgrundlagen der Art. 100 und 235 EWGV erfor-
derten aber gerade eine einstimmige Entscheidung. Diese Situation führte 
häufig dazu, daß gar keine EG-Regelungen erlassen werden konnten5 oder 
aber nur sehr kompromißhafte, die eigentlich nicht zufriedenstellen konnten 6. 

Zudem sahen sich die Mitgliedstaaten, insbesondere auch die Bundes-
republik, Anfang der achtziger Jahre zunehmenden Forderungen besorgter 
Bürger ausgesetzt, die die nationalen und europäischen Umweltvorschriften 
für nicht ausreichend erachteten.7 Bei den Politikern setzte (dadurch) eine 
Sensibilisierung ftir Umweltschutzfragen ein und selbst die Industrie konnte 
feststellen, daß sich mit umweltschonenden Produkten und Produktionsver-
fahren Wettbewerbsvorteile erzielen und gute Geschäfte machen ließen8• 

Die Europäische Gemeinschaft hat aus diesen rechtlichen und politischen 
Unzulänglichkeiten und dem gesellschaftlichen Bewußtseinswandel in Sachen 
Umweltpolitik Konsequenzen gezogen. Sie hat den EWGV Mitte der acht-
ziger Jahre durch die Einheitliche Europäische Akte um Vorschriften über 
den Umweltschutz erweitert. Mit diesen Regelungen sollte die Gemeinschaft 
verbesserte rechtliche Möglichkeiten für einen qualitativ guten Umweltschutz 
erhalten. Die zahlreichen daraufhin ergangenen Vorschriften9, vor allem auch 

4 BGBI. 1986 II, II 04 (Text), BGBI. 1987 II, 451 (lnkrafttreten). 
5 Eine Richtlinie über europaweite Geschwindigkeitsbeschränkungen ist bis zum heutigen 

Tag am deutschen Widerstand gescheitert, vgl. dazu B. Weber, Die ungeliebte Gemeinschaft, 
Über den Umgang mit europäischer Umweltpolitik, in: Gündling! Weber (Hrsg.), Dicke Luft in 
Europa, 1988, 3, 16. Änderungen der Richtlinie 70/220, ABI. L 76/1970, I zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft 
durch Abgase von Kfz-Motoren scheiterten nach der letzten Änderung 1983 (Richtlinie 83/351, 
ABI. L 197/1983, I) über Jahre hinweg am Widerstand einzelner Mitgliedstaaten. Eine Richtlinie 
über Großfeuerungsanlagen, die die Kommission bereits 1983 erstmals vorgeschlagen hatte (ABI. 
C 4911984, 1), fiel lange Zeit dem Widerstand Großbritanniens zum Opfer; vgl. dazu von 
Weizsäcker/Schreiber, Luftreinhaltung, Der schwierige Konsens, in: Gündling!Weber (Fn. 5), 
163, 167. Diese Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen. 

6 So entsprachen beispielsweise die Kfz-Abgasgrenzwerte der Richtlinie 70/220 in der 
Fassung der Richtlinie 83/351 (Fn. 5) bei weitem nicht den Standards in anderen Industriestaaten 
wie etwa den USA, Japan oder der Schweiz. Dazu und zum Kompromißcharakter der genannten 
Richtlinie vgl. Rehbinder/Stewart, Environmental Protection Policy, 1985, 76. 

7 Vgl. zum steigenden Umweltbewußtsein in der EG B. Weber (Fn. 5), llf. 
8 Vgl. zur Expansion der Umweltschutztechnik z.B. Wirtschaftswoche, Heft 13/ 1988, 84-88. 
9 Vgl. dazu die Auflistung (Stand: März 1989) bei Scheuing, Umweltschutz auf der 

Grundlage der Einheitlichen Europäischen Akte, EuR 1989, 152, 187ff. sowie im Fundstellen-
nachweis (Fn. I). 
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solche Vorschriften, die zuvor lange Zeit im Rat blockiert waren10, lassen 
zunächst einmal vennuten, daß diese Absicht auch realisiert werden konnte. 

Diese Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, dies zu überprüfen. Dafiir muß die 
Umweltschutzpolitik der Gemeinschaft vor und nach lokrafttreten der Ein-
heitlichen Europäischen Akte einer eingehenden Untersuchung und Bewer-
tung unterzogen werden. Um den Umfang der Untersuchung in angemessenen 
Grenzen zu halten, war es notwendig, stellvertretend fiir alle Bereiche des 
Umweltschutzes, einen Bereich exemplarisch herauszugreifen, ohne damit 
aber zugleich die gewonnenen Ergebnisse auf diesen Bereich beschränken zu 
wollen. Die Wahl fiel auf das Luftreinhalterecht, weil es unzweifelhaft einen 
der bedeutendsten Bereiche der EG-Umweltpolitik darstellt, weil die EG auf 
diesem Gebiet bereits seit Beginn ihrer eigenen Umweltgesetzgebung Anfang 
der siebziger Jahre in vielfältiger Art und Weise tätig geworden ist, weil sie 
seit lokrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte bereits wieder zahl-
reiche Vorschriften auf diesem Gebiet erlassen hat und weil dieser Bereich 
heute so aktuell ist wie nie (Stichwort: Ozonloch, Treibhauseffekt). 

II. Gang der Untersuchung 

Im 2. Kapitel soll zunächst noch einmal auf die Entstehungsgeschichte und 
auf die verschiedenen Motive der Europäischen Gemeinschaft, eigene Um-
weltvorschriften zu erlassen, eingegangen werden. Es folgt dann eine kurze 
Darstellung der Umweltkompetenzen der Europäischen Gemeinschaft und der 
(verbleibenden) Umweltkompetenzen der Mitgliedstaaten bis zum lnkraft-
treten der Einheitlichen Europäischen Akte. 

Die bis zum lokrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte ergangenen 
EG-Rechtsvorschriften zur Luftreinhaltung werden anschließend anhand eines 
Vergleichs zwischen dem, was rechtlich, politisch und wissenschaftlich mög-
lich gewesen wäre einerseits, und den tatsächlich erzielten Ergebnissen an-
dererseits untersucht und bewertet. Dabei kommt es nicht darauf an, jeweils 
exakt nachzuweisen, welche maximalen technischen Anforderungen aufgrund 
des Standes der Technik hätten vorgeschrieben werden können. Dies ist in 
einer juristischen Arbeit schlechterdings nicht zu leisten. Vielmehr soll zur 
Bewertung der einzelnen Verordnungen und Richtlinien in erster Linie auf die 
konkreten unterschiedlichen Vorstellungen in Rat, Kommission, Parlament, 

1o Nach Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte wurden etwa die Richtlinie 88176 
Uber Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch Abgase von Kraftfahrzeugmotoren 
mit Fremdzündung (ABI. L 36/1988, I), die mittlerweile bereits wieder mehrfach verbessert 
wurde, und die Richtlinie 88/609 zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungs-
anlagen in die Luft (ABI. L 336/1988, I) erlassen; vgl. dazu oben Fn. 5. 
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